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Antragsteller*in: Hanna Steinmüller (KV Berlin-Mitte)

Änderungsantrag zu V-10

Von Zeile 21 bis 29:
Die Bundesregierung steht auch in der Verantwortung, die Bevölkerung vor einem militärischen Angriff
zu schützen und eine bestmögliche Vorbereitung auf einen möglichen Angriff zu gewährleisten. Dabei
geht es neben der personellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr auch um den Zivilschutz. Wir
begrüßen die Bemühungen der Bundesregierung, die durch die Aussetzung der Wehrpflicht entstandene
Lücke bei der Erfassung von Wehrpflichtigen durch die Wiederaufnahme verpflichtender Musterung
junger Männer zu schließen. Darüber hinaus setzen wir klar auf Freiwilligkeit.

Als Bündnis 90/Die Grünen Berlin lehnen wir eine Wiedereinführung der Wehrpflicht oder die
Einführung anderweitiger Pflichtdienste entschieden ab. Ein verpflichtendes Dienstjahr, wie es von
konservativen Kreisen gefordert wird, ist ein gesellschaftspolitischer Rückschritt und steht in klarem
Widerspruch zu unseren Grundwerten von Selbstbestimmung und Freiheit. Stattdessen setzen wir
darauf, bestehende Angebote des freiwilligen, gesellschaftlichen Engagements zu stärken, bestehende
Hürden abzubauen und Strukturen, die echte Beteiligung und Zusammenhalt ermöglichen, zu stärken. 

Die eingeschränkten Kapazitäten für die Ausbildung sollten für geeignete Freiwillige jeden Alters und
Geschlechts optimal genutzt und ausgebaut werden. Wir wollen den Wehrdienst und Zivilschutz für
eine breite Zielgruppe attraktiver machen und auch die Rahmenbedingungen von Freiwilligendiensten
stärken - diese Aufgabe muss jetzt ernsthaft und mit Nachdruck angegangen werden. Auch bei
Freiwilligendiensten muss sichergestellt werden, dass sie tatsächlich allen Menschen zugänglich sind.
So steigern wir die gesamtstaatliche Resilienz, fördern den Zusammenhalt und können den benötigten
personellen Aufwuchs schaffen. Um Zivilschutz und militärische Reserve strukturiert aufzubauen
fordern wir die Einrichtung einer Koordinierungsstelle für gesamtstaatliches Krisenmanagement, die
die zivil und militärisch nutzbaren Kompetenzen von Freiwilligen abfragt und passende Aus- und
Fortbildungsmöglichkeiten vermittelt. 

Wir sind überzeugt: Die Menschen in Deutschland wollen sich und unsere Demokratie verteidigen. Der
Staat ist nun in der Pflicht, ihnen die Gelegenheit zu geben, sich darauf persönlich und gemeinsam
bestmöglich vorzubereiten.

Wir brauchen eine vertiefte gesamtgesellschaftliche Debatte über die Frage, wie wir angesichts der sich
verändernden Bedrohungslage gesellschaftliche Resilienz dauerhaft sicherstellen können. Wir als Partei
wollen uns in diese Debatte führend einbringen. Dabei ist für uns klar, dass die Perspektiven junger
Menschen im Vordergrund stehen und dass alle Generationen ihren Beitrag leisten müssen. Mit diesem
Ziel organisieren wir als Partei eine gemeinsame Debatte mit unserer Bundestagsfraktion und der
GRÜNEN JUGEND. Unser Ziel ist ein ergebnisoffener Diskussionsprozess darüber, welche militärischen
und zivilen Dienstformen - freiwillig, hybride und verpflichtende - sowie weitere Formen
gesellschaftlicher Mitwirkung zur Gesamtverteidigung und Resilienz beitragen können.

Schon jetzt besteht die rechtliche Möglichkeit zur Wiedereinsetzung der Wehrpflicht und darüber
hinaus zur Ausrufung des Spannungs- und Verteidigungsfalles, genauso wie das im Grundgesetz
verankerte Recht auf Kriegsdienstverweigerung - niemand kann gegen sein Gewissen zum Dienst an der
Waffe gezwungen werden.

Landesausschuss am 10. Dezember 2025
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Begründung

Einheitliche Position von Landes- und Bundespartei

Unterstützer*innen

Peter Schaar (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Magali Mohr (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Arne Thomsen (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Arif-Koray Özbagci (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf); Julia Schneider (KV Berlin-Pankow); Friedrich Streffer (KV Berlin-
Charlottenburg/Wilmersdorf)
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